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Editorial zum Schwerpunktthema: 
Chancenungleichheit aus bildungsrechtlicher 
Perspektive. Inklusion, Übergänge und 
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EDITORIAL

Editorial to the Focus Topic: 
Inequality of Opportunities from an Educational Law Perspective. 
Inclusion, Transitions, and Homeschooling

Seit jeher thematisieren und kritisieren Schulforschung, Bildungs- und Erziehungs-
wissenschaft  Chancenungleichheiten im deutschen Bildungssystem. Dabei wird jen-
seits normativer Vorstellungen von Gleichheit und Gerechtigkeit vermehrt auch auf 
rechtliche Regelungen rekurriert. Wenngleich Bildung und Schule zur Kulturhoheit 
der Länder zählen (BVerfGE, 1957) und damit landesrechtlich zu regeln sind, fungie-
ren insbesondere Normen mit Verfassungsrang als Bezugspunkte im Diskurs.

So Artikel  3 des Grundgesetzes (GG), dessen Absatz  1 konstatiert: „Alle Menschen 
sind vor dem Gesetz gleich.“ Neben diesem formalen, allgemeinen Gleichheitsgrund-
satz normiert Absatz 3 in der Folge das Verbot von Diskriminierungen (und Bevortei-
lungen) aufgrund von Geschlecht, Abstammung, rassistischen Gründen, Sprache, Hei-
mat, Herkunft , Glauben, religiöser Ausrichtung, politischer Weltanschauung (Satz 1) 
sowie Behinderung (Satz  2). Ferner wird regelmäßig auf Artikel  2 Absatz  1 GG Bezug 
genommen, der das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit garantiert.

Grundrechtlich verbürgte Gleichheitsrechte, Benachteiligungsverbote und Persönlich-
keitsrechte legen für juristische Lai*innen – auch in Verbindung mit dem in der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte (Art.  26 AEMR) und in der Kinderrechts-
konvention (Art.  28 KRK) verankerten Recht auf Bildung, das nach Artikel  24 der 
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) Kindern und Jugendlichen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf in gleicher Weise zusteht – u. a. den Schluss nahe, es 
gebe ein von allen Schüler*innen einklagbares gleiches Recht auf Bildung, das „auf 
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der Grundlage der Chancengleichheit“ zu verwirklichen sei (Art.  24 Abs.  1 Satz  1 UN-
BRK).

Abgesehen von der begriff stheoretisch und rechtsphilosophisch voraussetzungsrei-
chen Frage danach, was unter (Chancen-)Gleichheit im Kontext von Bildung zu ver-
stehen ist (vgl. Hugo & Heinrich, i. Dr.), erweisen sich juristische Auseinandersetzun-
gen mit diesem Th emenkomplex in der Regel als diff erenzierter und die ableitbaren 
rechtlichen Folgerungen als weniger eindeutig: Zwar bilden die oben genannten Nor-
men ohne Zweifel zentrale Bezugspunkte für rechtliche Argumentationen, z. B. wenn 
es um den Anspruch auf Nachteilsausgleich geht; doch sind in die rechtswissenschaft -
liche Analyse stets weitere Aspekte einzubeziehen.

Um nur einige Beispiele zu nennen: Unterschiedliche Rechtsquellen (transnationale 
Abkommen, Verfassungsrecht, Bundesrecht, Landesrecht etc.) haben unterschiedliche 
‚Ränge‘ und damit Geltungsbereiche. Hierzu zählt die bereits angesprochene Zustän-
digkeit der Landesgesetzgebung in Bildungssachen oder die Notwendigkeit, die UN-
BRK als völkerrechtliche Konvention zunächst in Landesrecht zu transformieren. Fer-
ner ist zu prüfen, ob aus dem objektiv gesetzten Recht1 (wie z. B. Art.  24 UN-BRK zum 
Recht auf inklusive Bildung) überhaupt ein subjektiv einklagbarer Rechtsanspruch des 
bzw. der Einzelnen (wie der Anspruch eines Kindes mit sonderpädagogischem För-
derbedarf auf Zugang zu einer Regelschule) ableitbar ist. Bei gerichtlichen Auseinan-
dersetzungen – gerade im Zusammenhang mit Gleichheitsfragen und Inklusion – ist 
weiterhin auf den Einzelfall (des jeweiligen Kindes) abzustellen, ohne daraus per se 
generalisierbare Aussagen (für alle Kinder) ableiten zu können. Außerdem sind gege-
benenfalls miteinander kollidierende Grundrechte (z. B. Elternrecht aus Art.  6 Abs.  2 
GG vs. staatliche Schulhoheit aus Art.  7 Abs.  1 GG) gegeneinander abzuwägen.

Bisweilen kommt die juristische Argumentation sogar zu – für Rechtslai*innen – kon-
traintuitiven Ergebnissen: Eingriff e in Grundrechte (wie die verbindliche Übergangs-
empfehlung als Eingriff  in die Freiheit der Berufswahl aus Art.  12 Abs.  1 GG) sind 
zwar grundsätzlich nicht verfassungsmäßig; mitunter sind sie aber notwendig und 
rechtfertigbar, sofern die Grundrechte Dritter tangiert werden und eine Verhältnismä-
ßigkeitsprüfung durch die Rechtsprechung positiv ausfällt. In diesem Fall stuft  das Ge-
richt die fragliche Maßnahme (z. B. die Pfl icht zum Schulbesuch) als zulässig, geeig-
net, erforderlich und angemessen im Hinblick auf einen legitimen Zweck ein.

Dem aus Rechtsnormen bzw. ihrer intuitiven Rezeption abgeleiteten Soll-Zustand 
(wie das oben skizzierte gleiche Recht auf Bildung für alle Schüler*innen) steht ein 
durch die empirische Forschung beschriebener Ist-Zustand ungleicher Bildungschan-
cen gegenüber, woraus routinemäßig politische Handlungsbedarfe abgeleitet werden. 

1 Recht im objektiven Sinne umfasst „die Rechtsordnung, dh (sic) die Gesamtheit der Rechts-
vorschrift en“ (Weber, 2019, S.  1155).
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Spätestens seit den 1970er Jahren (vgl. Deutscher Bildungsrat, 1970) werden soziale 
Ungleichheiten im deutschen Bildungssystem fortlaufend kritisiert, analysiert und bil-
dungspolitisch diskutiert. Trotz zahlreicher Reformbestrebungen handelt es sich off en-
kundig um ein Dauerthema der Erziehungs- und Bildungswissenschaft en bzw. einen 
Dauerbefund der empirischen Bildungsforschung (vgl. Böttcher, 2021).

Chancenungleichheit wird dabei – das liegt in der Natur der Sache – stets mit Blick 
auf bestimmte Schüler*innengruppen diskutiert, etwa solche mit niedrigem sozioöko-
nomischem Status (vgl. z. B. OECD, 2018), mit Migrationshintergrund oder mit Flucht-
erfahrung (vgl. z. B. Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2020). Einem weiten 
Inklusionsbegriff  folgend bilden Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf oder chronischer Krankheit eine weitere relevante Gruppe. Dabei wird das Aus-
maß bestehender Ungleichheiten vornehmlich an Indikatoren der Bildungsbeteiligung 
(etwa gruppenspezifi sche Partizipationsraten oder Abschlussquoten in verschiede-
nen Bildungsgängen) und in jüngerer Zeit verstärkt auch an gruppenspezifi schen 
Kompetenzungleichheiten festgemacht, wie sie aus nationalen (z. B. IQB-Bildungs-
trend, vgl. Stanat, Schipolowski, Mahler, Weirich & Henschel, 2018) und internatio-
nalen Schulleistungsvergleichsstudien (z. B. PISA, TIMSS etc.; vgl. Reiss, Sälzer, Schie-
pe-Tiska, Klieme & Köller, 2016) hervortreten. Angestoßen durch die Ratifi zierung 
der UN-BRK und die damit einhergehende Verpfl ichtung zum Aufb au eines inklusi-
ven Bildungssystems in Deutschland verweisen jüngst statistische Inklusions- und Ex-
klusionsquoten (vgl. z. B. Klemm, 2018) auf die ungleichen Zugangschancen zu einer 
Regelschule von Kindern und Jugendlichen mit sonderpädagogischem Förderbedarf.

Für die (Re-)Produktion besagter (Chancen-)Ungleichheiten stechen immer wieder 
diverse Bedingungsfaktoren hervor: So beispielsweise die Selektivität des deutschen 
Bildungssystems als „Hindernisparcours“ (Helsper & Kramer, 2007, S.  439), die ins-
besondere an den Übergangsmodalitäten vom Primar- in den Sekundarbereich sowie 
am hie rarchischen Aufb au der Sekundarstufe festgemacht wird. Hierbei spielen pri-
märe und sekundäre Herkunft seff ekte (vgl. Boudon, 1974)2, aber auch rechtliche und 
institutionelle Rahmenbedingungen der Schulorganisation zusammen (vgl. Dumont, 
Maaz, Neumann & Becker, 2014).

An die säkulare Kritik der Struktur des deutschen Schulwesens schließt sich die ak-
tuell kurante Frage nach der Legitimation von Förderschulen und anderen separieren-
den Organisationsformen bei gleichzeitiger Verpfl ichtung Deutschlands zum Aufb au 
eines inklusiven Schulsystems an (Art.  24 Abs.  1 i. V. m. Art.  4 Abs.  2 UN-BRK). Ana-

2 Mit dem Konzept der primären Herkunft seff ekte werden die im Schnitt schlechteren 
Schulleistungen von Schüler*innen aus bildungsfernen und damit i. d. R. weniger lernförder-
lichen Elternhäusern beschrieben; sekundäre Herkunft seff ekte beziehen sich demgegenüber 
auf vom Leistungsstand der Kinder und Jugendlichen unabhängige Unterschiede, etwa das 
je nach sozialer Zugehörigkeit divergierende Schulwahlverhalten von Eltern (vgl. Boudon, 
1974).
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lysen, statistische Kennwerte und Bestandsaufnahmen der letzten zehn Jahre zeugen 
durchweg von einer defi zitären Umsetzung der UN-Konvention sowohl auf rechtlicher 
wie auf institutioneller Ebene. Dies wird von Erziehungs- und Rechtswissenschaft  glei-
chermaßen moniert (vgl. jüngst Steinmetz, Wrase, Helbig & Döttinger, 2021).

Aktuell ist die antizipierte Verschärfung sozialer Disparitäten durch den pandemiebe-
dingt eingeschränkten Schulbetrieb und den Distanzunterricht im Elternhaus Gegen-
stand von Forschung und Diskussion. Wenngleich statistische Analysen verschiedent-
lich Hinweise auf entsprechende Eff ekte geben (vgl. z. B. Destatis, WZB & BiB, 2021), 
ist die empirische Befundlage zu dieser Frage insgesamt heterogen (vgl. die Über-
sichtsbeiträge in Fickermann, Edelstein, Gerick & Racherbäumer, 2021). Das infekti-
onsschutzrechtlich legitimierte Schulbesuchsverbot hat zur Frage nach dem Wesens-
gehalt der aus dem staatlichen Bildungs- und Erziehungsauft rag (Art.  7 Abs.  1 GG) 
abgeleiteten Schulpfl icht geführt (vgl. Reimer, 2021). Bis dato ging die traditionelle 
Konzeptualisierung als Schulbesuchspfl icht mit einem grundsätzlichen, mithin straf-
bewehrten Verbot jeglicher Homeschooling-Formate einher (vgl. jüngst Hauck, 2020).

Mit dem exemplarischen Fokus auf Inklusion, Übergänge und Homeschooling nimmt 
das vorliegende Heft  damit erziehungs- und bildungswissenschaft liche Th emenfelder 
in den Blick, die in engem Zusammenhang mit Fragen der Chancenungleichheit ste-
hen und um die darüber hinaus ein breiter juristischer Fachdiskurs existiert (vgl. z. B. 
Bernhard (2016) sowie Gasterstädt (2019) zu Inklusion; Barczak (2011) zu Übergangs-
regelungen; von Lucius (2017) zu Homeschooling). Ziel ist es, sich mitunter auft reten-
den Divergenzen zwischen erziehungswissenschaft licher Rezeption und rechtswissen-
schaft licher Auslegung rechtlicher Regelungen anzunähern und damit den inter- und 
transdisziplinären Austausch anzuregen. Als Hilfestellung sind die wesentlichen recht-
lichen Regelungen, auf die in den nachfolgenden Beiträgen Bezug genommen wird, 
in einem das Heft  begleitenden Online-Anhang zusammengetragen: https://www.
waxmann.com/artikelART104608. Ein Link zum entsprechenden Dokument befi ndet 
sich im jeweiligen Beitrag zu Beginn des Literaturverzeichnisses.

Der Einstieg in die bildungsrechtliche Materie erfolgt anhand von drei Grundlagenbei-
trägen, in denen die im jeweiligen Gegenstandsbereich herrschende Rechtsdogmatik 
aus völker- und/oder verfassungsrechtlicher Perspektive dargestellt wird. 

Der Beitrag von Susanne Kroworsch zum Fokus Inklusion führt in (völker-)rechtliche 
Verpfl ichtungen, Herausforderungen und Irrtümer bei der Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention in Deutschland ein. Hierfür werden Inhalte und Ansprüche 
der Konvention dem Status quo der Umsetzung einerseits und der in diesem Zusam-
menhang ergangenen Rechtsprechung andererseits gegenübergestellt. Im Ergebnis lei-
tet die Autorin eine klare Positionierung ab: Inklusive Bildung und damit Chancen-
gleichheit sei nur durch die Abschaff ung von Förderschulen zu erreichen.

https://www.waxmann.com/artikelART104608
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Ebenfalls aus verfassungsrechtlicher Perspektive unterzieht der Beitrag zum Fokus 
Übergänge von Wolfram Cremer und Antonia Tobisch die in den Bundesländern gel-
tenden Übergangsregelungen einer rechtlichen Überprüfung anhand des Maßstabs 
des Grundgesetzes. Die dezidiert juristische Analyse der Frage, inwiefern die jewei-
ligen Übergangsregimes verfassungsmäßig sind – oder nicht – bietet den Leser*in-
nen einen Einblick in authentische juristische Deduktion. Die Übergangsregelungen 
werden zunächst in „Verbindliche“ und „Unverbindliche“ sowie das sogenannte „Be-
ratungsmodell mit Präklusionswirkung“ diff erenziert. Es zeigt sich, dass nicht zuletzt 
wegen des Einfl usses von Herkunft seff ekten auf die Übergangsempfehlung ausschließ-
lich unverbindliche Regelungen verfassungsmäßig sind.

Ausgangspunkt von Franz Reimers Beitrag zum Fokus Homeschooling ist die verfas-
sungsrechtlich begründete Notwendigkeit von Schulpfl icht zur Realisierung des staat-
lichen Bildungs- und Erziehungsauft rags und damit von Chancengleichheit. Vor dem 
Hintergrund der Corona-Pandemie unternimmt er eine Neubewertung eines bekann-
ten Problemkomplexes: nämlich der Frage, ob Schulpfl icht in Schulbesuchspfl icht auf-
geht. Dabei wird die in Deutschland übliche Gleichung „Schulpfl icht = Schulbesuchs-
pfl icht“ als „Anomalie“ im europäischen Vergleich ausgewiesen. Das im Rahmen der 
Pandemie infektionsschutzgesetzlich legitimierte Schulbesuchsverbot einerseits und 
Homeschoolinggebot andererseits fördern nach Ansicht des Autors eine Verwechslung 
der bisherigen Rechtsdogmatik zu Tage. Demnach ist Schulbesuchspfl icht lediglich 
Mittel zur Erreichung des übergeordneten Telos von Schulpfl icht, nämlich der Bildung 
und Erziehung von Kindern und Jugendlichen. In den Fällen, in denen sich das Mit-
tel als teleologisch dysfunktional erweist, gelte es von dieser Gleichung abzuweichen.

Ob die bildungsrechtliche Auseinandersetzung tatsächlich zu einem Abbau von Di-
vergenzen geführt hat bzw. führen kann, diskutiert Wolfgang Böttcher in einem die 
Grundlagenbeiträge kommentierenden Diskussionsbeitrag, der, nun aus erziehungs- 
und bildungswissenschaft licher Perspektive, sich ergebende Fragen, Spannungsmo-
mente und Einsichten refl ektiert. Er kommt zu folgender Erkenntnis: Wenngleich ju-
ristische Argumentationen neue Aspekte zu Tage brächten, so eigneten sie sich nicht 
dazu, die „Dilemmata der Pädagogik“ aufzulösen. Gleichwohl erscheint ihm ein stär-
kerer Austausch der beiden Disziplinen, der Rechts- und Erziehungswissenschaft , so 
unabdingbar wie aussichtsreich.

Die rechtliche Auseinandersetzung mit den im Heft  behandelten Th emenfeldern wird 
anschließend anhand von drei fallbezogenen Bericht en fortgesetzt, die auf die Beschrei-
bung und Diskussion paradigmatischer Beschlüsse und Urteile der Rechtsprechung 
fokussieren, die für Lehrkräft e, Schulleitungen und Eltern, aber auch für die Schulad-
ministration von besonderem Interesse sind.

Wolfgang Bott gibt ausgehend von den rechtlichen Auswirkungen der UN-BRK einen 
Überblick über die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte zu Inklusion und fragt, 
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inwiefern die Umsetzung von inklusiver Bildung durch die Judikative gefördert wer-
den kann. Er resümiert, dass die Rechtsprechung Chancengleichheit nur formell auf 
Verfahrensebene sichern könne. Die Frage nach materieller Chancengleichheit erwei-
se sich demgegenüber als Einzelfallentscheidung.

Die Vielfalt möglicher rechtlicher Übergangsmodalitäten ist Gegenstand des Beitrags 
von Wolfgang Bott und Heinz Kipp. Zunächst werden im historischen Überblick die 
Empfehlungspraktiken im Bundesland Hessen dargestellt und rechtlich eingeordnet. 
Es zeigt sich, dass in fast allen Bundesländern den Eltern das Letztentscheidungsrecht 
bei der Schulwahl zukommt. Diese Liberalisierung der Übergangsregelung geht mit 
einer Zunahme der Verantwortung auf Seite der einzelnen, aufnehmenden Schule ein-
her. Daher wird – in Reaktion auf die rechtliche Einordnung – anschließend der Ver-
such eines pädagogischen Kommentars unternommen. Auf Basis schulpraktischer Er-
fahrungen unterbreitet Heinz Kipp einen Vorschlag für die pädagogische Begleitung 
eines gelingenden Übergangsmodus.

In Ergänzung zu Reimers verfassungsrechtlicher Perspektive untersucht der Beitrag 
von Andreas Vogt konkrete Fälle des Bundesverfassungsgerichts sowie der Familienge-
richte zum Th ema Homeschooling. Entgegen der gängigen Rechtsprechung argumen-
tiert er, dass Homeschooling nicht per se Kindeswohlgefährdung bedeute. Schulpfl icht 
im Sinne einer Schulbesuchspfl icht stelle sich diesbezüglich als unzulässiger Eingriff  
in die Rechte der Eltern und Kinder dar, der die Umstände des Einzelfalls nicht ange-
messen berücksichtige.

Das Heft  schließt mit einem Werkstattbericht von Marcel Helbig und Rita Nikolai zu 
einem Projekt, das in eigener Weise auf schulrechtliche Informationsbedürfnisse re-
agiert: eine durch Auswertung schulrechtlicher Regelungen der 16 Bundesländer aus 
den Schuljahren 1949/50 bis 2009/10 entstandene Datenbank, in der verschiedens-
te rechtliche Indikatoren abgerufen werden können (etwa zum Aufb au des Schul-
wesens, zu Übergangs- und Versetzungsregelungen u. v. m.). Die Autor*innen zeigen 
Anschlussmöglichkeiten der in der Datenbank aufb ereiteten und zur Verfügung ge-
stellten Informationen für Fragen der Erziehungswissenschaft  und Bildungsforschung, 
der Politikwissenschaft , der Rechtsgeschichte und -soziologie auf. Die Datenbank steht 
damit paradigmatisch für einen gelingenden inter- und transdisziplinären Austausch.

Das Bundesverfassungsgericht hat die Bedeutung der Bildungsforschung für die Bil-
dungspolitik bereits 2002 herausgestrichen: „Seine [des Staates] Aufgabe ist es aber, 
auf der Grundlage der Ergebnisse der Bildungsforschung bildungspolitische Entschei-
dungen zu treff en“ (BVerfG, 2002). Die bildungsrechtlichen Auseinandersetzungen 
mit genuin erziehungs- und bildungswissenschaft lichen Th emen in diesem Heft  zei-
gen, dass ungleiche Bildungschancen und diesbezügliche empirische Erkenntnisse auf 
die eine oder andere Weise stets auch Eingang in juristische Analysen fi nden. Es bleibt 
zu hoff en, dass das vorliegende Heft  Einsichten zutage fördert, die einem konstrukti-
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ven Dialog zwischen Rechts- und Erziehungswissenschaft  – nicht nur zu den drängen-
den Fragen von Inklusion, Übergängen und Homeschooling – förderlich sind.
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